
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
Resolution zur Ratssitzung am 19. Mai 2014 
 
Die Fraktion Bündnis90/Die Grünen beantragt, der Rat der Stadt Wermelskirchen möge fol-
gende Resolution beschließen: 
 
Resolution Bundesteilhabegesetz 
Der Rat der Stadt Wermelskirchen begrüßt die Vereinbarung im Koalitionsvertrag von CDU, 
CSU und SPD für die 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages, dass die Kommunen 
im Rahmen der Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes im Umfang von 5 Milliarden 
jährlich von der Eingliederungshilfe entlastet werden sollen.   
 
Die Bundesregierung bricht allerdings mit ihrem Haushaltsplanentwurf ihr Versprechen an 
die Kommunen gleich im ersten Jahr. Die versprochene Unterstützung in Höhe von 5 Milliar-
den Euro bei der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen soll in die nächste 
Legislaturperiode verschoben werden und erst 2018 kommen. Die Übergangsfinanzierung in 
Höhe von einer Milliarde Euro bis zu einer Reform der Eingliederungshilfe soll jetzt erst mit 
einem Jahr Verspätung in 2015 erfolgen. Die Städte und Gemeinden müssen sofort mit einer 
Milliarde Euro unterstützt werden. Die Finanzsituation der Kommunen erlaubt keinen weite-
ren Aufschub. 

Der Rat der Stadt Wermelskirchen fordert die Bundesregierung auf, die versprochene Über-
gangsfinanzierung in Höhe von einer Milliarde Euro für die Kommunen im Zuge der Haus-
haltsberatungen bereits in den Bundeshaushalt 2014 einzustellen. 

 
 
 
        Hans-Jürgen Klein 
(stellvertr. Fraktionssprecher) 

An den 
den Bürgermeister der Stadt Wermelskirchen
     
Herrn Eric Weik 
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